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. das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht- 2- Kammer - auf die mündlictre
r'erhandlung am O8. Dezember 2000 durclr den Ricfrter am Venrvalü.rngsgerictrt
Dr. Alberts als Einzetrictrter für Rectrt erkannt

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Verf;ahrens hägt der Kläg"r, 
'

Das Urteil ist hinsicfrüich der Kosten vorläufig voltsfeckbar.

Ta tbes tand

Der Kläger begehrt die Erteilung einer Aufenthaltsbetugnis nach S 30 AuslG.

Der Kläger ist angolanischer Staatsangehöriger. Er reiste am 07.05.1991 in die Bundes-
republik Deutscfrland ein und steltte am 15.01.1991 einen Asylantrag. Der Anhag wurde
mit Bescfieid des Bundesamtes frlr die Anerkennung ausländiscfrer Flüclrtlinge vom
20.08.1992 als unbegrünOet abgelehnt Die hiergegen erhobene Klage wurde mit Urteil
des Verwaltungsgericfrts Schlesryig vom 10.10-1995 (2 A 355/92) ats unbegründet abge.
wiesen. Das Urteil ist seit dem 15.02-1996 recfrtskräftig.

Der Kläger erhält seitdem fortlaufend Duldungen. Er verfilgt über keine angolanischen
Ausnreispapiere. Mit Schreiben vom 21.03.1996 wandte die 

-Beklagte 
sicfr 

"n 
Oi" Angola-

nische Botsdraft mit der Bitte, frlr den Kläger ein Paßersatzpapier auszustellen. Am
25.03.1996 spr:actr der Kläger bei der Angolaniscfren Botsctraft vor. Paßersa@apiere
konnten nacfi einer Bestätigung der Angotanisclren Botscfraft für ihn nidrt ausgestellt
werden, da er über keine Dokumente verfügl

Bei einer Vorspraclre bei der Ausländeöehörde der Beklagten am 30.09.1996 äußerte
der Kläger, dies sei ein Problem zvviscfren der Beklagrten und der Angolaniscfren Bot-
schaft Bei einer weiteren Vorspnache bei der Ausländerbehörde der Beklagrten am
04.07.1997 erklärte der Kläger im Hinblick auf die Besctraffr,rng von ldentitätspapieren, er
habe einen Freund angesctrrieben, aber keine Antwort bekommen. Einen Nafiryeis habe
er nicfrl

Am 17.08.1998 sprach der Kläger emzut bei der Angolaniscfren Botsctraft in Bonn vor. Da
er nictrt alte notwendigen Dokumente vonreisen konnte, übersandte die Angolanische
Botschaft eine Uste mit den ftr die Ausstellung eines Reisepasses notwendigen Doku
menten an die Beklagrte
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Nactr einem Vermerk der Beklagrten vom 26.10.1998 (Bl. 157 f Beiakte A) ranrrd" än..
21.08.1998 mit dem Kläger vereinbart er solle eine Erklärung über den Verbleib sein"r\...
Reisepasses und seiner Geburtsurkunde abgeben. Diese solle dann der Botsctraft vor-
gelegrt werden. Eine sotche Erklärung sei bis zu diesern Zeitpunkt jedocfr dort nictrt einge-
gangen.

Mit Sctrreiben vom 31.08.1998 beantragte der Klägerbei der Bekfagten die Erteilung einer
Aufenthattsbefugnis gemäß S 30 Abs. 3 AuslG sowie die Ausstellung eines Reiseauswei-
ses gemäß ArL 28 des Übereinkommens über die Rectrtstellung der Staatenlosen. Zur
Begründung trug er von Eine Geburtsurkunde und einen ldentitätsausryeis könne er niclrt
erlangen, ohne in seinem Heimatland vorzusprecfren. Dies sei nafurgemäß nictrt mögtich.
Er habe alles Erforderliche getan, um in den Besitz eines entsprectrenden angolanisclren
Reisepasses zl gelangen. Er sei auctr in Zukunft berei! an der Bescfrafr.rng dieser Papie-
re mitzr.nryirken. Er sehe momentan jedoctr keine Möglictrkeit, entsprecfrende Papiere zu
erlangen. Das weitere Vorgehen erscheine aussictrtslos. Dementsprectrend sei ihm ein
Reiseausrveis gemäß ArL 28 des Übereinkommens über die Recfrtstellung der Staatenlo-
sen auszustellen. Gleichzeitig fotge daraus, daß er auf absehbare Zeit nicfrt nactr Angola
zuruckkehren könne, daß ihm nunmehr eine Aufenthaltsbefugnis nacfr S 30 Abs. 3 AuslG
auszustellen sei.

Mit Schreiben vom 25.05.1999 teilte die Angolanisdre Botsctraft dern Ausurärtigen Amt
mit, daß ein vom Kläger, vorgelegtes ldentitätspapier (eine Kopie befindet sicfr in cier Ver-
fahrensakte der Beklagten, vgl. Bl. 24 Beiakte A) um eine Fälsclrung handele. Es wurde
gebeten, daß der Kläger noch einmal persönlich in der Botschaft vorspridrt Mit weiterem
Schreiben der Angolanisctren Botschaft an das Ausnärtige Amt vorn 23.09.1999 wurde
mitgeteilt, daß das vom Kläger vorgelegte Dokument areifelhaft erscfreine und es so aus-
sehe, als wenn es gefälscfrt sei. Femer wurde um Ausfüllung eines Fragebogens für den
Kläger gebeten. Des weiteren wurde um eine weitere persönliche Vorspracfre des Klägers
in der Botschaft gebeten. Der entsprechende Fragebogen wurde vom Kläger unter dem
09.11.1999 ausgetullt (Bl. 2C4.fr BeiakteA).

Mit Bescheid vom 16.03.2000 wurde der turbag des Klägers auf Erteilung einer Aufent-
haltsbefugnis und auf Aussteftung eines Reiseausrueises abgetehnl Zur Begründung
vryrde ausgeführt Die bean&agte Aufenthaltsbetugnig auf der Grundlage des $ 3O Abs. 3
AuslG sei abzulehnen. S 30 Abs. 3 AuslG tasse die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis
nur dann zLr, wenn die Voraussehrngen ftlr die Erteilung einer Duldung nacfi S 55 Abs. 2
AuslG vorlägen, weil der freiwilligen Ausreise oder der Abschiebung des Ausländers Hin-
demisse entgegenstünden, die dieser nictrt zu verteten habe- Es sei aber mit hinreictren-
der Watrrscfreinlictrkeit anannehmen, daß der Kläger sein Abscfriebungshindernis selbst
iu verfeten habe. Die von ihm vorgelegrte angölaniscfre ldentitätskarte (Wohnsitrbe-
sctreinigung) habe sictr nactr ÜberprUrung der Botsctraft als Fälscfrung herausgestellt Der
Kläger habe sidr nach der ersten Vorspqche bei der Angolanischen Botsctraft in keiner
Weise urn die Bescfraffung von PaßersaEpapieren gekümmerl Er habe die von der An-
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. ,nischen Botsctraft geforderten Erklärungen über den Verbleib seines angolanischen
.-'asses und seiner Geburtsurkunde nictrt vorgelegt

.

Aucfr die Voraussetzungen des $ 3O Abs. 4 AuslG lägen nictrt vor, da der Kläger zumut-
bare Anforderungen an die Beseitigung seines Absctriebungshindemisses nidrt erfüllt
habe- 1. ji

Die Ausstellung eines Reiseausreises frlr Staatenlose komme ebenf;alls nicfrt in Bebacfit
Gemäß Art 28 des Staabnlosenübereinkommens bedürfe es eines redttrnäßigen Auf-
enlhatbs in der Bundesrepublik Deutscfrland; hieran fehle es allerdings bei dem Kläger.
Zudem sei er nicfit als Staatenloser im Sinne des Art 1 des Staabnlosenübereinkonr.
mens anzrsehen. Aus dem gleichen Grunde komme audr die Erteilung eines Personal-
ausrveises im Sinne des Art 27 des Staatenlosenübereinkommehs nicfit in Betracht

Der Kläger hat gegen diesen Bescheid mit Schreiben vom 18.04.2000 Widerspruch efio-
ben.

Dieser wurde mit Widerspruchsbesclreid vom 21.06.2000 als unbegründet zurückgewie
sen. Zur Begrundung wurden im wesentlicfren die Gründe des üstbescfreides wiederholt
und vertieft

1

Der Kläger hat am 27.O7.2O0A Klage erhoben . Zur Begründung wiederholt und v.ertieft er
sein Vorbringen aus dem Vorverfahren.

Er beanfagl

die Beklagte unterAuffrebung des Besctreides vom 16.03-2000
und des Widerspruchsbescheides vorn 21-0F..2900 zu verpflichten,

f . ihm eine Aufenthattsbetugnis gemäß S 30 Abs. 3 und 4 AustG
zu erteilen,

2. ihm einen Personalausweis gemäß AtL 27 und einen Reiseaus-
weis gemäß ArL 28 des Übereinkommens über die Rectrt-
stellung der Staatenlosen auszustetlen.

Die Bektagte beantragt,

Oi" Klage abzuweisen.

Sie verweist auf den angefochtenen Bescheid.
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Der Rectrtsstreit ist mit Beschtuß der Kammer vom 08.09-2000 dem
Einzelricfrter zu r Ents cfr ei dun g ü be rfag en wo rden.

\.

Bericfrterstatteä.

Wegen der ureiteren Einzelheiten des Sacfr- und Streltstandes wird auf die Sctuiftsätze
der Beteiligten sowie die beigezogenen Vennaltungsvorgänge der Beklagten Beang ge-
nommen-

Entsche idungsgründe

Die zulässige Verpfl ichtun gsklage ist unbegründet

Der Ktäger hat keinen Anspruch auf die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis gemäß S 30
Abs. 3 bzvr. S 30 Abs. 4 AuslG. Nactr S 30 Abs- 3 AuslG kann einem Ausländer, der un-
anfechtbar ausreisepflicfrtig ist eine Aufenthaltsbefugnis abweicfrend von $ 8 Abs- 1
AuslG erteitt werden, wenn die VonausseEungen des S 55 Abs. 2 für eine Duldung vorlie-
gen, weil seiner freiwilligen Ausreise und seiner Absctriebung Hindemisse entgegenste-
hen, die er nicht zu verfeten hat. Nactr S 30 Abs. 4 AuslG kann im übrigen einem Auslän-
der, der seit rnindestens'arei Jahren unanfechtbar ausreisepflicfrtig ist und eine Duldung
besitd, abweicfrend von $ 8 Abs. 1 und 2 AuslG eine Aufenthaltsbefugnis erteilt werden,
es sei denn, der Auslärider weigert sich, zumutbare Anforderungen zur Beseitigung des
Abschiebun gshindernisses zu erftlllen.

Der Kläger erfüllt weder die Vorausse2ungen des $ 30 Abs. 3 nocfr die des S 30 Abs- 4
AuslG. Dabei fehlt es nach Auffassung der Kammer bereits am Vorliegen der arischen
den Beteiligten streitigen TatbestandsvorausseEungen des S 30 Abs. 3 bzvrr. Abs. 4
AuslG (zu vertreten der Absclriebungshindernisse bzw. Weigerung der Erfütlung zumutba-
rer Anforderungen zur Beseitigung des Abscfriebungshindemisses). tnsoweit wird zur
Vermeidung von Wiederholungen auf die Gründe des angefodrtenen Erstbesctreides Be-
zug genommen

Unabhängig davon steht der Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis nach S 30 Abs. 3 bzrv.
Abs. 4 AuslG aber auf jeden Fall der Regelversagungsgrund des $ 7 Abs. 2 Nr. 2 AuslG
entgegen.

Danaclr wird die Aufenthaltsgenehmigung in der Regel versagt, uenn der Ausländer sei-
.nen Lebensuntefialt einscfrließlicfr ausreictrerrden l0ankenversicherungsscfrurlzes nicfrt
aus eigener Enrerbstätigkert, eigenem Vermögen oder sonstigen eigenen Mitteln, aus
Unterhaltsleistungen von Familienangehörigen oder Driten, aus Stipendien, Umsche
lungs- oder Ausbildungsbeihilfen, aus Arbeitslosengeld oder sonstigen auf einer Bei-
bagsleistung beruhenden öffentlicfren Mitteln besfieiten lenn.
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An der Anwendbarkeit des $ 7 Abs. 2 Nr. 2 AuslG bestehen keine Zweifel. Bei der Aufent-
hattsbefugnis (S 30 AuslG) handelt es sidt um eine Art der Aufenthaltsgenehmigung im
Sinne des $ 5 AuslG. Auctr die Tatsache, daß S 30 AuslG in den Absätzen 1 bis 4 aus-
drücklich die Versagungsgründe bezeichnet, die der Erteitung einer Aufenthaltsbefugnis
nicfrt entgegenstehen sollen, spricfrt - im Umkehrscfrluß - dafür, daß bei $ 30 Abs- 3 und
Abs. 4 AuslG die Regetversagungfsgründe des $ 7 AuslG zur Anwendung kommen- Auclr
die besondere FunKion des $ 30 Abs. 3 bary. Abs. 4 AuslG gibt zu keiner anderen Beur-
teilung Antaß. Die Kammer folgt insoweit nicfrt den vereinzelt in der Uteratur geäußerten
Bedenken an der Anwendbarkeit insbesondere des $ 7 Abs. 2 Nr. 2 AustG (vgl. in diesem
Sinne: Dick, InfAustR 1998, 4U ft Lüdke, Anm. zu VGtl Baden-Württemberg, Besctrluß
vom 2.-O7 .1997 - 13 S 1191t97 -, InfAuslR 1998, Tl f), sondem folgt der Recfrtsprecfrung
des Bundesverwaltungsgerichts (Bescfrluß vom 26.03.1999, 1 B 18/99, InfAuslR 1999,
ß2 f) sowie der ganz überwiegenden Recfrtsprectrüng der Venrvattungs- und Oberver-
waltungsgericlrte (OVG Nordrhein-Wesffaten, Urteil vom 25-07.1997, 17 A 75l;$t95 - zi-
piert nacfr Juris. -; VGH Baden-Wtirttemberg, lnfAuslR 1998, 75 ft 78 ft InfAuslR 1999,
191; HessVGH AuAS 1999,206; VG Fnanknrrt" AIAS 1998, iSe; ebenso Fleuß, ZAR
2000, 6O; abweicfrend allerdings VG Stutgart, InfAuslR 1996, 423 t Regelversagungs-
grund des $ 7 Abs. 2 Nr. 2 AuslG erst im Rahmen des zu betätigenden Ermessens zu
berücksicfrtigen).

Ob die VorausseEungen der Regelversagung im Einzelfall erfüllt sind, unterliegt - als ge-
setzliches Tatbestandsmerkmal des S 7 Abs. 2 AuslG - der vollen gerictrttictren Nacfrprü-
fung. Ein Regelfalt liegt hiemactr vor, wenn der zu entscheidende Fall sicft ni$t durcft
besondere Umstände von der Menge gleicfrliegender Fälle unterscfteidet Den Gegensatz
bilden Ausnahmefälte. Ausnahmefälle sind durch einen atypisctten Geschehensablauf
gekennzei,cfrnet" der so bedeutsam is! daß er jedenfalls das sonst .ausscfrlaggebende
Gewicht des gesetzlicfren Regetvers€lgungsgrundes beseitigt (vgt. h'rerzu BVeruGE 94, 35
ff). Es ist im vorliegenden Fall nictrt erkennbar, daß ein Ausnahmefall in diesem Sinne
vorliegt: Bei dem Kläger handelt es sich um einen ohne Papiere eingereisten Asylbewer-
ber, dessen Asyl- und Abscfriebungssctrutzbegehren mittlerweile rectrtskraftig abscfrlägig
bescfrieden worden sind. Zvrar gestaltet sictr die Beschaffi.rng von Paßersatzpapieren für
aus dem Heimatstaat des Ktägers starnmende Ausländer - wie dem_Gerictrt aus ver-
gleicfrbaren Verfahren bekannt ist - teitweise scfnrvierig, da die Botsctraft von Angola den
ihr obliegenden Verpflicfrtungen zur Sacfiverhaltsaufldärung und zur Kooperation mit den
deutschen Behörden zum Teil nicfrt nacfrkommt Gteicfnrohl erscfreint es aber nictrt - wie
dem Gericht ebenfalls aus vergleictrbaren Fällen bekannt ist - ausgescttlossen, daß frir
den l(äger docfr nocfr PaßersaEpapiere beschaffi vrrerden können. Aucfr alleine die Tat-
sache, daß der Kläger aufgrund der Anderung des Arbeitserlaubnisrecfrts (Einführung der
Arbe'rtsgenehmigungsverordnung - ArGV vorn 17.09.1998 -) dezeit nicftt rnehr über eine
Arbeitserlaubnis verfiigrt und möglicfrenreise (nur) desregen Sozialhilfe bezieht, vermag
keinen Ausnahmefall zu begründen. Vretmehr ist der Kläger von den einscfrlägigen sozial-
recfrüictren Vorsctrrtften in gleictrer Weise betroffen wie alle anderen ehemaligen'Asylb+
werber, die sictr in der gleictren Situation wie der Kläger befinden. Die Erscfwerung der
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\Erteilung einer Arbeitserfaubnis entspricfrt dem Willen der Legislative banr. Exekutive. Es'
besteht keine Veranlassung, alleine hieraus auf das Vorliegen eines Ausnahmefalles an
sctrließen. Andere Besonderheiten sind in der Penson des Klägers ebenfalls nictt ersicfrt-
fich.

Einen Anspructr auf Erteilung eines Personatauwveises bzvy. eines Reiseausreises nactr
AtL 27 bzvv. 28 des Staatenlosenübereinkommens' hat der Kläger ebenfalls nictrt Er ist
nicht - wie erforderlich - de-jureStaatenloser (vgl. BVerwGE 101-295, 303). Es ist nicfrts
dafür ersictrüich, daß er seine angolaniscfre Staatsangehörigkeit verloren hat Er wird
auctr nicfrt dadurctr de-jure staatenlos, daß die angotanischen Behörden derzeit keine
Paßersa@apiere für ihn ausstellen.

'

Nacfr alledem war die Klage aba.nrveisen. Die Kostenentsctreidung beruht auf S 154 Abs-
1 VWGO und ist gemäß S 167 VWGO ivm SS 7OB Nr. 11,711äPO vorläufig vollsfieckbar.

Rechtsm ittelbeteh ru nq :

Gegen dieses Urteil ist das Recfrtsmittel der Berufung statthaft wenn diese von dem
Oberven^/altungsgericfit zugelassen wird. Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines
Monats nacfr Zustellung dieses Urteits beim Scfrleswig-Holsteinisctren Venraltungsge-
richt Brockdorff-Rantzau-Staße 13,24837 Schles,vig, schriftlictr zu beanhagen. Der An-
bag muß das angefocfrtene Urteil bezeiclrnen und die Gründe, aus denen die Benlfung
zuzulassen is! darlegen :
Jeder Beteiligte muß sicfr ftlr diesen Antrag durch einen Recfrtsanraralt oder Recfrtslehrer
an einer deutscfren Hochschule als Bevollmäcfrtigten vertreten tassen. Juristiscfre Perso-
nen des öffentlichen Rectrts und Behörden können sich auctr durch Beamte oderAnge-
stellte mit Berähigung arm Richteramt sowie Diptomjuristen im höheren Dienst vertreten
lassen.

Dr. Alberts


